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Expedition: Herrenſtraße Nr, 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Unlialten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
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0 j h 
einmal, an ben übrigen Tagen zweimal erſcheint. 1 


Donnerstag, den 16. Mai 1861. 5 


verkrüppelte Eskimo⸗Race“; er erinnere an die Verdienſte ſeines verſtorbe⸗ 

nen Freundes Potworowski um den Chauſſeebau, an die Errichtung einer 
chemiſchen Verſuchsſtation; die agronomiſche Geſellſchaft ſei in falſchem Lichte 
dargeſtellt; der Privatbereitwilligkeit trete keine Staatshilfe zur Seite. Eldena 
u. ? w. ſeien nur Bemittelten zugänglich und nur deutſch werde da gelehrt; 
bei dem Hungertyphus ſei Schleſien berückſichtigt, Polen nicht; die Anſicht 
des verſtorbenen Miniſters Stolberg, die Polen ſeien eine dem Untergange 
geweihte Race, ſcheine noch jetzt zu gelten (Rufe rechts: zur Sache!); alle 
Creditquellen würden ihnen abgeſchnitten; die Bitte ſei berechtigt, die Re⸗ 
gierung möge eine höhere landwirthſchaftliche Anſtalt im Poſenſchen gründen. 
— Neulich habe das Mitglied für Chodzieſen (Reg.⸗Präſ. Schleinitz) ges 
äußert, die Regierung werde ſich wohl hüten, irgend eine Anſtalt für die 
Polen zu gründen; dieſe Rede ſei für ſie „monumental“; fie ſei das Programm 
eines adminiſtrativen Ausrottungsſyſtems. Ey, fo ‚weit ſei man gegan⸗ 
gen, ihnen Familienſinn abzuſprechen. „M. H.] (laut an ſeine Bruſt ſchlagend) 
an dem Tage, wo ich diese Rede geleſen habe, habe ich meine 17jährige 
Tochter verloren, und die Rede hat mich gemahnt an den König Herodes.“ — Es 
thue ihm leid und er fühle ſich gedrungen, es hiermit auszusprechen, daß der 
Miniſter des Innern die Rede damals nicht von der Miniſterbank desavouirt 
habe. Daß dies nicht geſchehen, bringe ſie zwar nicht an den Rand der 
Verzweiflung, führe ſie aber wohl zum begründetſten Zweifel an den Abſich⸗ 
ten der Regierung, der durch den Hohn, welchen der Miniſter des Innern 
der Rede noch hinzugefügt, neue Nahrung erhalten hätte. Ungeachtet aller 
dieſer traurigen Vorgänge könne er doch nicht glauben, daß die Triebfeder 
aller dieſer e nur der Haß gegen ſeinen Stamm jei; er fühle ſich 
vielmehr trotzdem verpflichtet, an die Gerechtigkeit des Miniſteriums und des 
hohen Hauſes zu appelliren — denn nur Gerechtigkeit, nicht Mitleid ver⸗ 
lange er für in Heimathland — und darum jtelle er den Antrag: das 
Haus wolle die Erwartung ausſprechen, daß das Miniſterium in kürzeſter 
Friſt eine höhere landwirthſchaflliche Lehr⸗Anſtalt für die polniſche Bevölke⸗ 
rung in Poſen gründe. — Der Antrag wird hinreichend unterſtützt. 

Miniſter des Innern Graf Schwerin; Ich bin durch die eben gehaltene 
Rede ſo unerwartet angegriffen, daß Sie wohl nicht von mir verlangen 
werden, daß ich auf die einzelnen Punkte näher eingehe. Ich bin bereit, zu 
jeder Zeit den Standpunkt der Regierung zu vertheidigen, wie ich dies auch 
früher gethan habe. Wenn der Redner es mir zum Vorwurf gemacht hat, 
daß ich eine Rede, welche in dieſem Haufe gehalten iſt, nicht desavouirt hätte, 
ſo glaube ich, wird er ſich wohl ſelbſt ſagen müſſen, daß es in der Aufgabe 
der Regierung nicht liegen kann, Kritit zu üben, weder über Reden, welche 
deutſche Mitglieder der Provinz Poſen halten, noch über Reden, die von 
polniſchen Mitgliedern gehalten werden. Ich werde aber jeden ungerechtfer⸗ 
tigten Angriff zurückweiſen, von welcher Seite er auch der Regierung ges 
macht werde. Ich will in dieſem Augenblicke keine Leidenſchaften erregen, 
ich hätte Material genug in der Hand, um zu beweiſen, daß, wenn die Re⸗ 
gierung genöthigt iſt, in dieſem oder jenem Punkte mit Strenge und Ernſt 
vorzugehen, ſie dazu volle Veranlaſſung hat, in dem Verhalten derjenigen, 
als deren Vertreter die Herren ſich immer geriren. Die Regierung wird un⸗ 
ter allen Umſtänden den Standpunkt feſthalten, welchen ſie bisher eingehal⸗ 
ten hat. Der Redner ſoll unzweifelhaft das erhalten, was er verlangt: 
Recht und Gerechtigkeit. Wir wollen Ihnen kein Mitleid beweiſen, Sie fol: 
len nach Recht und Gerechtigkeit behandelt werden, und ſo lange ich auf 


Nachrichten aus Konſtantinopel vom 8. d. melden, daß 
die dortigen Finanzzuſtände fortdauernd ſchlecht ſeien und 
die Bewegung zunehme. 


Mailand, 14. Mai. Die „Perſeveranza“ berichtet: In Alcamo haben 
blutige Parteikämpfe ſtattgefunden. Die Regierung ſchickte von Meſſina 
mittelſt des Dampfers „Tripoli“ eine Truppenabtheilung dahin ab. An 
dem Kampfe nahmen die Nationalgarden von Alcamo, Partinico und mehre⸗ 
ren benachbarten Gemeinden Theil; die Ruhe ſoll wieder hergeſtellt ſein. 

Paris, 15. Mai. Der Senat hat geſtern auf Antrag des Miniſters 
Billault die Debatte über die ſyriſche Frage auf heute vertagt. Die geſtrige 
Diskuſſion war lebhaft. 2 

Aus Toulon wird gemeldet: Das ganze Geſchwader iſt einberufen und 
hat Ordre, am 20. Mai mit ſämmtlichen Transportdampfern in See zu 
gehen (wahrſcheinlich nach Syrien, um die Truppen von dort zurückzuholen). 

London, 15. Mai, Eine königl. Proklamation empfiehlt den britiſchen 
Unterthanen Beobachtung der Neutralität in dem amerikaniſchen Conflicte 
und Nichtbetheiligung am Kriege, widrigenfalls gewähre die engliſche Re⸗ 
gierung ihnen keinen Schutz. 

Peſth, 14. Mai. „Magyar Orszag“ bringt das hinterlaſſene Fragment 
der Rede, die Teleki anläßlich der Adreßdebatte zu halten beabſichtigte. 
Daſſelbe iſt im Weſentlichen eine draſtiſche Darſtellung der zwölfjährigen 
Leiden Ungarns. Im weiteren Verlaufe werden Ungarns Forderungen, 
weniger vom ſtaatsxrechtlichen Standpunkte als von dem der auswärtigen 
Konjekturapolitik beleuchtet. g E S 

Fiume, 13, Mai. Die Municipal⸗Congregation beſchloß in ge Erlaß 
der agramer Statthalterei am 20. u. 21. d. Mts. eine neue Abſtimmung 
betreffs der Wahl von Abgeordneten für den agramer Landtag vornehmen 
zu laſſen, gegen die Art und Weiſe des Auftrages jedoch zu proteſtiren. 

Agram, 14. Mai. Der „Agramer Ztg.“ ſind folgende Nachrichten aus 
der Herzegowina zugekommen: Die Türken concentriren ihre Truppen und 
die Baſchi⸗Bozucks bei Gacko und Trebinje. Das Kloſter Dobricevo, welches 
von den Türken wieder bedroht wird, rettete alle Koſtbarkeiten nach Raguſa. 
Allenthalben herrſcht Furcht und Schrecken. Der ruſſiſche Konſularverweſer 
in Moſtar wurde am 13. d. Mts. von einem Wachtpoſten mit dem Bayonnet 
angegriffen, jedoch nicht verletzt. 


—— — 


3 reuße u. 
Landtag. 


K. C. 51. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten am 85. Mai. 
Präs. Simſon eröffnet die Sitzung um 10% Uhr vor ſehr ſpärlich bes 

ſetztem Haufe, — Am Miniſtertiſche Graf Pückler, v. Bernuth, v. Bethmann⸗ 

Hollweg und einige Regierungs⸗Commiſſare. > ; 555 

In dem Budgetbericht über den Etat des landwirthſchaftlichen Miniſte⸗ 
riums geht der erſte Comm.⸗Antrag dahin, die Regierung wolle in Erwä⸗ 
gung ziehen, wie die Koſten in den Auseinanderſetzungsſachen, namentlich 
die Reiſekoſten durch Verminderung der Lokal⸗Termine, zu ermäßigen jeien ; 
die Regierung hat in der Comm. erklärt, und in einer beſonderen Denk⸗ 
ſchrift nachgewieſen, daß es an Verordnungen, den gerügten Uebelſtänden 
abzuhelfen, nicht gefehlt habe. € EN 

Abg. Schellwitz nimmt die Special⸗Commiſſarien gegen die in der 
Comm. gemachten Vorwürfe der zu großen Vorliebe für Lokal⸗Termine, un⸗ 
begründeter Vertheuerung des Auseinanderſetzungsverfahrens und großer 
Sälfigfeit eingehend und nachdrücklich in Schutz; der Special⸗Commiſſarius 
müſſe ein anne) führen, worin er genau nachweiſe, wie und wohin er ge: 
reiſt u. dgl.; danach würden feine Rechnungen controlirt; zudem mache die 
Comm. keine beſtimmten Vorſchläge zur Abhilfe; in dieſer Faſſung könne das 
Haus der Reſolution nicht beiſtimmen. 8 

Abg. Oſterath: Die vorgebrachten Beſchwerden gingen nicht etwa von 
vereinzelten Mitgliedern aus; die Reſolution ſei mit allen gegen 3 Stimmen 
beſchloſſen worden; die Denkſchrift der Regierung ſei dem Bericht erſt wäh⸗ 
rend des Drucks beigefügt; der Vorwurf, die Special⸗Commiſſarien machten 
ſich „einen unerlaubten Vortheil“ auf Koſten der Parteien — wie das in 
der Denkſchrift heiße — ſei übrigens nicht gemacht; die Special⸗Commiſſa⸗ 
rien müßten bei den Nachtquartieren nicht zu waͤhleriſch ſein; daß Grund 
— Beſchwerde vorliege, gehe aus den zu verſchiedenen Zeiten erlaſſenen 

erbotsbeſtimmungen der Regierung ſelbſt hervor. 
ieger: Die Ehrenhaftigkeit der Generalcommiſſionen und der 

} N en die Reſolution nicht angetaſtet; der land⸗ 
wirthſchaftliche Miniſter ſolle nur daſſelbe thun, was der Juſtizminiſter längſt 
gethan; die Motivirung der Reſolution ſei wohl begründet; in der Comm. 
ſeien verſchiedene Beſchwerdefälle vorgebracht. 
„Abg. Schellwitz: Der Abg. Oſterrath habe das Thema variirt: „Raum 
iſt 15 1 kleinſten Hütte“; das reiche aber doch für die Special⸗Commiſſarien 
nicht aus. n 

Abg. v. Reibnitz: Hin und wieder möchten doch die gerügten Uebel⸗ 
ſtände vorkommen, aber die Saflına der Reſolution ſei unzweckmäßig; das 
Geſetz ſetze in gewiſſen Fällen Lokaltermine ausdrücklich feſt; eine Vermin⸗ 
derung derſelben werde leicht fe eben ſo vielen Beſchwerden Anlaß geben; 
gegen die Empfehlung der Koſtenerſparniß im Allgemeinen habe er nichts. 

Die Miniſter Graf Schwerin und von Auerswald ſind eingetreten. 

Miniſter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Graf Pückler: Es ſei 
nicht zu verkennen, daß die wohlthätige Wirkung der Auseinanderſetzungen 
und die dadurch herbeigeführten großen 15 Wen mit Koſten verknüpft 
ſeien; es handle ſich nur darum, ob die Koſten zu hoch gegriffen würden. 
fun der Commiſſion ſeien ſpecielle Fälle nicht angegeben und auch Commiſ⸗ 

arien nicht genannt, welche zu hoch liquidirt hätten, Daß derartige Fälle Som 
vorgekommen jeien, laſſe ſich nicht beſtreiten; es W aber nicht daraus, Abg. v. Morawski: Trotz der vorjährigen Beſchlüſſe beider Häuſer 
daß dieſen nicht auf geordnetem Wege Abhilfe geſchafft werden könnte. Es ſei der ländliche Credit im Großherzogthum noch ebenſo im Stocken als bis⸗ 
exiſtire ja ein Strafgeſez mit 349 Paragraphen, und man könne jeden Fall [her. Der Miniſter des Innern habe allerdings recht, wenn er ſich nicht be⸗ 
eines unerlaubten Vortheils der Cognition des Richters unterbreiten. Er rechtigt halte, einen Abg. wegen jeiner Rede zu rectificiren; wenn aber der 
empfehle deshalb Ablehnung der Reſolution, weil die Regierung mit dem] Redner ein Regierungspräſident ſei, alſo ein hoher Beamter ſeines eigenen 
beſten Willen derſelben keine Folge gehen könne. 3 ; Reſſorts, fo wäre es ſehr wohl angebracht geweſen, deſſen Aeußerungen zu 

Reg.⸗Commiſſar: Ihm ſei der Vorwurf eines Widerſpruchs mit dem desavouiren. Der Miniſter der landwirthſchaftl. Angel, habe bemerkt, daß 
Minifter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gemacht. Nach Feſtſtel⸗ die Verſammlung, welche die Einrichtung einer höheren Lehranstalt beantragt 
lung des Commiſſionsberichts habe er in der Commiſſion noch einmal um habe, aus einzelnen beſonderen Individuen beſtanden hätte, welche Aus⸗ 
das Wort gebeten, um das Material zu überweifen, welches die nöthige Aufeſchließung jedes deutſchen Elements im Auge gehabt habe. Dies ſei unrich⸗ 
klärung geben konnte; dies ſei ihm verweigert worden. Er habe deshalb tig; es beſtänden im Großherzogthum landwirthſchaftl. Vereine, deren Vorſte⸗ 
ein Promemoria überreicht, um der irrthümlichen Auffaſſung der Commiſſion | ber, zu denen Redner ſelbſt gehöre, zuſammengetreten ſeien und eine allge: 
geſoſlaen u treten und nachzuweiſen, daß es nie einem Commiſſarius ein- meine Verſammlung ausgeſchrieben hätten. Dies könne man nicht mehr 
gelußer ch einen unerlaubten Vortheil zu verſchaffen. Abg. Oſterrath habe | eine Zuſammenkunft einzelner Individuen nennen, und wenn das deutſche 
8 e daß einzelne Fälle ſogar in dieſem Jahre vorgekommen; wer die] Element auf dieſer Verſammlung nicht erſchienen ſei, ſo ſei dies nicht Schuld 

15 wien werde die Unwahrſcheinlichkeit diefer Anführung einſehen und der Polen, welche die Deutſchen durch Circular und öffentliche Belanntma- 
We icherſt daß die Koſten bis jetzt kaum ausgeſchrieben En chungen eingeladen hätten. 

„Berichterſtatter d. Stockhauſen: Daß verſchiedene Beſchwerdefälle vor Miniſter der landwirthſchaftl. Angel erwähnt kurz, daß er den 
lägen, ſei von a Seiten zugegeben; von einer Verdächtigung der betr.) angeblich unrichtigen Bericht nicht von einem Beamten erhalten habe; die 
Beamten ſei nicht die Rede; 'die Reſolution ſei durchaus gerechtfertigt. Zuſammenſetzung der fraglichen Verſammlung ſei aber nicht in der Form 

Die Reſolution 1 faft einſtimmig angenommen. erfolgt, daß die Spezial⸗Vereine ſich zu einem Generalvereine conglome⸗ 

Die Einnahmen de 1 1 werden mit 979,000 Thlr. genehmigt, die rirt batten. 
dauernden Ausgaben 1 ind 40 Thlr. — linter den außerordentlichen 
Ausgaben (234,000 Thlr) In 0,000 Thlr. wie im Vorjahr zur Förderung 
der Wald⸗ und Wieſenku Waun der Eifel ausgeſetzt; Abg. v. Wedell 
(Nordhauſen) empfiehlt eine Ahnliche Unterſtützung für das Eichsfeld als drin⸗ 
gend nöthig. Bei der Poſition von 15,000 hr. als Rate für den Bau 
zweier neuer Lehrer⸗Wohngebäude in Eldena bemerkt Abg. v. Morawski: 
In dem ganzen Etat geſchehe des Gropberzogthums Poſen keine Erwäh⸗ hen (hört! hört!); da hat die Abtheilung natürlich keinen Grund, Sie zu 
nung, und doch ſei gerade dieſer Landestbei Abe auf die Landwirthſchaft[ wählen. Mit den Staatsämtern iſt es ähnlich; Sie haben ſich ſelbſt aus⸗ 
angewieſen; ſyſtematiſch ſeien die polniſchen Abg. von allen Commiſſtonen] geſchloſſen. Die Forderungen einer Univerſität, einer höhern landwirth⸗ 
ausgeſchloſſen; bei politiſchen Commiſſionen möge das feinen Sinn haben, ſchaftlichen Anſtalt angehend, — welche Wiſſenſchaften haben denn in pol⸗ 
aber auch an der Vorberathung materieller Fragen konnten fie keinen Theil] niſcher Sprache Förderung gefunden?! Die Landwirthſchaft fpeciell ange 
nehmen; darum müßten fie ihre Beſchwerden bier öffentlich vortragen; ſie hend, fo ſteht die polniſche Wirthſchaft nicht gerade in der Autorität, 
würden trotz aller Verdächtigungen fortfahren, in landwirthſchaftli en Ver⸗ daß man ihre Verbreikung wünſchen ſollte (Heiterkeit); beſuchen Sie 
einen für das Wohl ihrer Heimath zu wirken; die Behauptung des Minifters deutſche landwirthſchaftliche Anſtalten und lernen Sie, wie man nicht pol⸗ 
des Innern bei der Adreßdebatte, daß im Poſenſchen alles durch deutſche] nisch, wirthſchaftet. 5 
Kultur und deutſchen Fleiß geſchehen ſei, ſei unbegründet; „wir find feinel Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abgelehnt. 


auch vertreten. Auf allgemeine Anſchuldigungen kann ich nicht antworten; 
ich bitte, mir ſpezielle Beſchwerden vorzulegen, ich werde ihnen abhelfen oder 
ſie zurückweiſen. (Bravo!). 

Miniſter der landw. Angel. W Er wolle nur diejenigen 
Punkte widerlegen, die ſpeciell ſein Reſſort berühren. Was das Meliora⸗ 
tionsweſen betreffe, ſo ſei die Regierung da, wo ſich gute Beſtrebungen ge⸗ 

eigt hätten, mit vollen Kräften zugetreten. In Betreff des landwirthſchaft⸗ 
lichen Unterrichtsweſens müſſe er bemerken, daß der preußiſche Staat acht 
Provinzen habe und daß es bis jetzt nur gelungen ſei, 4 Lehr⸗Anſtalten zu 
gründen. Dieſe genügten noch, denn die Frequenz ſei zwar anzuerkennen, 
doch noch nicht übermäßig, da ſogar noch lähe für Ausländer vorhanden 
ſeien. Er würde deshalb ſeiner Pflicht entgegenhandeln, wenn er Anträge 
auf Vermehrung dieſer Anſtalten ſtellen wollte. Was den Ackerbau betreffe, 
fo könnten derartige Anſtalten vom Staat nur ſubventionirt werden; ſelb⸗ 
ſtändige Anſtalten 5 Rechnung des Staats wärden große Bedenken haben. 
In der Provinz Poſen ſei eine ſolche Anſtalt vorhanden, und wenn die 
Unternehmer die nothwendigen Garantien bieten würden, ſo würde er gern 
Gelegenheit nehmen, auch dieſe zu ſubventioniren. Das landwirthſchaftliche 
Vereinsleben habe ſich dort zu ſeinem elbe e Bedauern nicht wirkſam her⸗ 
ausgeſtellt; in allen Provinzen ſei da elbe organiſirt, nur in Poſen nicht. 
Berſuche ſeien auch in Poſen angebahnt, hätten aber nicht zum Ziele pe 
führt. Es ſei ganz richtig, daß kürzlich ihm eine Anzeige zugegangen ſei, 
daß in der Provinz Poſen ein landwirthſchaftlicher Central⸗Verein beſchloſſen 
worden; dieſe Vereinigung habe er aber nicht als einen Central⸗Verein an⸗ 
erkennen können, und es ſei dabei auch das deutſche Element vollkommen 
ausgeſchloſſen worden. (Verwunderung.) 

Abg. Eckſtein: Gerade im Centrum der Monarchie fehle es an ſolchen 
landwirthſchaftlichen Anſtalten; daraus erkläre ſich zum Theil der Mangel 
an Frequenz; aus Sachſen z. B. gingen die betreffenden Studirenden nach 
Jena; mit der Errichtung eines landwirthſchaftlichen Lehrſtuhls an der Uni⸗ 
verſität Halle, wie ſie der Miniſter in Ausſicht geſtellt, reiche man nicht aus; 
mit dem Grundſatze freilich ſei er durchaus einverſtanden. - 

Abg. Robden: Bei Gründung des erſten landwirthſchaftlichen Vereins 
(1822) habe König Friedrich Wilhelm III. 200,000 Thlr. zinsfrei hergegeben, 
und die ſeien noch nicht zurückgezahlt. Redner vertheidigt eingehend das 

Verfahren der vorjährigen Comm. in Sachen der landwirlhſchaftlichen Cre⸗ 
ditinſtitute im Poſenſchen. n x . 

Abg. v. Sau cken⸗Julienfelde erinnert die polniſchen Abg. daran, 
daß ſie damals ſelbſt das Verfahren der Comm. anerkannt haben. 


Abg. Riedel: Geſtern und heute haben wir uns alle Punkte wieder 
vorführen laſſen müſſen, die wir vor zwei Jahren erörtert haben; damals 
find fie zum bei weitem größten Theile unbegründet gefunden; Lamentiren 
und allgemeine Anſchuldigungen vorbringen iſt ſehr leicht. Das ſyſtema⸗ 
tiſche Ausſchließen von den Commiſſionen haben Sie ſelbſt verſchuldet; als 
Vorſitzender der erſten Abtheilung habe ich keinen von den Herren je geſe⸗ 


dieſem Poſten ſtehe, will ich die Maßregeln, welche die Regierung ergreift, g 


Abg. v. Niegolewski: Daß uns Recht werden ſoll, haben wir oft ge⸗ 
hört; dabei aber wird's immer ſchlimmer. Der Miniſter des Innern greift 
die alte poſenſche Landſchaft als ein ſpecifiſch⸗polniſches Inſlitut an; das 
iſt ſie aber nicht; kein deutſcher Rittergutsbeſitzer hat ſich je beſchwert über 
das alte Creditinſtitut; der Miniſter nenne einen einzigen! Ueber den land⸗ 
wirthſchaftlichen Centralverein iſt der Miniſter der landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten falſch berichtet; ſtatutenmäßig kann nur der Mia des Cen⸗ 
tralvereins fein, der Mitglied eines Kreisvereins iſt. Der Miniſter muß den 
Unterbeamten zurechtweiſen, der ihn ſo falſch berichtet hat; nur ſo werden 
wir zur Verſtändigung kommen. Daß die Deutſchen ſich nicht anſchließen, 
dafür können wir nicht; wir wollen Verſöhnung, die Deutſchen ſtoßen uns 
zurück. Was ſoll uns ein landwirthſchaftlicher Verein, der aus Deutſchen 

eſteht und in deutſcher Sprache verhandelt; werden wir doch von den Deut⸗ 
ſchen überall zurückgeſetzt! Der Verein der deutſchen Landwirthe zu Poſen 
hat erſt kürzlich eine Verſammlung ausgeſchrieben und bei dieſer nicht land⸗ 
wirthſchaftliche Angelegenheiten, ſondern politiſche Fragen erörtert. Was 
würde man wohl geſagt und gethan haben, wenn dies Polen geweſen wären? 
Würde man nicht von Hochverrath geſprochen und uns die Pforten der Ges 
fängniſſe geöffnet haben? Man hemmt uns jede Regung des Geiſtes, man 
beſchränkt uns in jeder Beziehung, man erſcheint nicht auf unſere Einladun⸗ 
gen, und dann wirft man uns ſchließlich vor, wir ſchließen uns von dem ö 
deutſchen Element ab! Auf die Bemerkungen des letzten Redners überzu⸗ | 
ehen halte ich für überfluſſig, bei einer ſolchen Unkenntniß polniſcher Ge: 1 
chichte, Literatur und Wiſſenſchaft wäre es überflüſſig, wenn ich mich in eine 
Discuſſion über Gegenſtände einlaffen wollte, welche er gar nicht verſteht. 
Wer über Thatſachen und Verhältniſſe nicht unterrichtet 18 darf in keiner 
Weiſe über dieſelben in ſolcher Art den Stab brechen; zu ſeiner einzigen 
Belehrung will ich ihm nur mittheilen, daß der größte Mathematiker, der je 
er ein Schüler des polnischen Profeſſors Brudewski in Krakau gewe⸗ 
en iſt. 

Miniſter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Graf 
Pückler ſpricht auf die Bemerkungen über die Zuſammenkunft der pol⸗ 
niſchen Landwirthe ſein Bedauern aus, daß man ſo beharrlich fortfahre, 
8 entweder zu verdrehen oder abzuleugnen. — Die Discuſſion wird 
geſchloſſen; der Morawskiſche Antrag wird abgelehnt. 

Die weiteren Poſitionen des Etats werden ohne Discuſſion genehmigt; 
ebenſo die Reſolution: „die Erwartung auszuſprechen, die Regierung werde 
darauf Bedacht nehmen, den Landgeſtüten eine dem Bedürfniß mehr ent⸗ 
ſprechende Ausdehnung zu geben“ 

Folgt die Berathung des (neulich im Einzelnen beſprochenen) Budgetbe⸗ 
richts über den Etat des Juſtizminiſteriums. F 

Bei der Kirhmann’ihen Angelegenheit (wo die Commiſſion die geſetz⸗ 
een der Urlaubsertheilung an richterliche Beamte befürwortet) 
pri > - 

Abg. Taddel: Der frühere Juſtizminiſter Simons habe den Viceprä⸗ 
ſidenten v. Kirchmann in Ratibor auf 5 Jahre mit vollem Gehalt, von wel⸗ | 
chem nur 300 Thlr. für feine Vertretung abgingen, beurlaubt. Nach Ablau 
dieſer Zeit habe v. Kirchmann ſein Amt wieder antreten wollen; Herr bet s er) 

8 iz 
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a 4 


mons habe ihm aber die Bedingung geſtellt, daß er in Abweſenheit des 
Präſidenten nicht den Vorſitz im Plenum übernehmen, ſondern denſel 
einem anderen, ihm untergeordneten Rathe überlaſſen ſolle. Dieſe Bedin⸗ 
ung habe v. Kirchmann natürlich nicht annehmen können, da ihn dieſelbe 

in den Augen des Gerichtshofes hätte zurückſetzen müſſen, und in Folge ſei⸗ 
ner Weigerung ſei er auf weitere 5 Jahre, unter denſelben Bedingungen, 
beurlaubt worden, angeblich zu wiſſenſchaftlichen Zwecken. Der Miniſter 
habe aber geg keine Befugniß gehabt, einen ſolchen Urlaub zu ertheilen, und 
wenn der Regierungs⸗Commiſſar in der Commiſſion behauptet hätte, daß 
hier ein gegenſeitiger Vertrag vorliege, jo müſſe er dies beſtreiten. Ein Ver⸗ 
trag, dem die geſetzliche Grundlage fehle, exiſtire nicht, und wenn ein ſolche 
Verfahren Mode werden ſollte, jo würden wir bald fümmtliche Beamten auf 
Reiſen ſehen. (Heiterkeit) Die Commiſſion habe dieſe Calamität anerkannt; 
aber der Antrag derſelben: „Das Haus wolle die Erwartung ausſprechen, 
die Staatsregierung werde über die Urlaubsertheilung an richterliche Beamte 
geſetzliche Beſtimmüngen erlaſſen“, würde bei feiner unbeſtimmten Faſſun 

zu Nichts führen; er empfehle dagegen die urſprüngliche, von ihm jetzt wi 1 
der aufgenommene Reſolution: „Die Erwartung auszuſprechen, daß die be⸗ 4 
treffende Stelle vom künftigen Jahre ab nicht weiter, wie bisher, nur ſtell⸗ 14 
vertretungsweiſe, ſondern durch den dazu berufenen Beamten ſelbſt verwaltet E 
werde.“ Im Intereſſe der Juſtiz⸗ und Staats⸗Verwaltung ſei es dringend? 
nöthig, dieſem abnormen Verhältniſſe ſofort ein Ende zu machen. 5 14 

Abg. v. Binde: Der vorliegende Fall von ſehr eigenthümlicher Natur 
ſei bisher nur in engeren Kreiſen zur Sprache gekommen; er habe ſich ſelbſt 
darüber bei einem der hervorragendſten Juriſten, die je hier im Hauſe BE 
ſeſſen, und der vermöge feiner Stellung den Fall ſehr genau kannte, nämlich 
bei dem verſtorbenen Präſidenten Wentzel, erkundigt und von dieſem die 
Verſicherung erhalten, daß der Urlaub im weſentlichen Intereſſe des Amtes 
geſchehen ſei. Er habe ſich damals mit dieſer Verſicherung, daß ein Staats⸗ 
intereſſe nicht verletzt ſei, beruhigt und beruhige ſich damit auch jetzt noch, 
da eine Aenderung der Sachlage nicht eingetreten ſei. Das Haus konne 
ſich nur dann mit der Sache beſchäſtigen, wenn der Betreffende ſelbſt eine 
Beſprechung derſelben verlange, und zu dieſem Behufe müſſe man doch erſt 
eine Petition deſſelben abwarten, und dieſe Angelegenheit nicht vielleicht 
wider ſeinen Willen in die Hand nehmen. Herr v. Kirchmann ſei aber mit 
der Fortdauer dieſes Verhaltniſſes, wie er erſt vor drei Tagen mit Beſtimmt⸗ 
heit erfahren, vollkommen einverſtanden. Volenti non fit injuria. e⸗ 
denken des Abg. Taddel, es möchten bald andere Beamte dieſem Beiſpiele 
folgen, könne er nicht theilen; wenn er ſelbſt noch Beamter wäre, jo würde 
er ſich für ein ſolches Verhältniß, für jede Gehaltszahlung in ſolchem Falle 
bedanken, und er ſei der feſten Ueberzeugung, daß die große Majorität der 
preußiſchen Beamten eben fo denke. (Bravo!) Die Anführung, daß eine 
Amtsſuspenſion nur auf ein Jahr yuläfiig ſei, greife bier gar nicht Platz, 
denn es handle ſich hier nur um einen Urlaub. Der Etat erleide aber da⸗ 
durch auch keine Veränderung; das Gehalt der Vicepraſidenten ſei einmal 
feſtgeſtellt, und wer es bekomme, ſei ganz gleichgiltig; höchſtens könge der 
Vertreter mit den bewilligten 300 Thlrn. nicht zufrieden ſein, und das gehe 
das Haus nichts an. Dem Taddel'ſchen Antrage könne er nicht beiſtimmen, 
da der Geſchäftsgang in Ratibor gar nicht leidet. Weder eine Verletzung 
des Etats, noch die berührte Person ſelbſt rechtfertige den Erlaß eines Ge⸗ 
ſetzes, welches doch unmöglich alle möglichen, irgend vorkommenden Fälle 
vorausſehen könne; wolle man aber ein ſolches Geſetz, jo beſchränke man es 
nicht auf die richterlichen Beamten, ſondern dehne es auf alle Behörben und 
Verwaltungszweige aus. Entweder alſo lehne man beide Anträge ab, oder 
nehme den Commiſſions⸗Antrag mit dieſer Erweiterung an. 

Abg. Schulze (Berlin): Daß das Haus keine Veranlaſſung habe, in 
Betreff der Perſönlichkeit einzutreten, wenn dieſe ſich nicht ſelbſt an das 
Haus wende, darin ſtimme er dem Vorredner bei. Allein das öffentliche 
Intereſſe komme hier in Frage. Es ſei nicht zu unterſuchen, ob der Ge⸗ 
ſchäftsgang bei dem betreifenden Appell Gericht leide; etwas viel Wichtigeres 
ſei die darunter leidende richterliche A denn es handle ſich darum, 
daß ein richterlicher Beamter zu einem Urlaub genöthigt ſei. Hr. v. Kirchmann 
ei zu der Stellung des Vice⸗Präſidenten berufen, und trotzdem habe man 
ihn nicht präſidiren laſſen, und man habe ihn dadurch ſeines Amtes als 
Präſident thatſächlich enthoben. Art. 87 der Verfaſſung aber beſtimme, daß 
kein Richter feines Amtes ohne Richterſpruch enthoben werden dürfe. 
Hr. v. Kirchmann habe ſich anfangs dadurch geholfen, daß er, um ſich —5 
zu kompromittiren, nicht in die Sitzungen ging, und als dies nicht weiter 
gehen wollte, habe man das Arrangement getroffen, welches hier angegriffen 
werde. Wohl möge es für Hrn. v. Kirchmann Wege gegeben haben, zu 
ſeinem Rechte ji gelangen, wie denn ein anderes Mitglied des Hauſes die⸗ 
ſes Recht wohl zu wahren gewußt habe. Den Antrag der Kommiſſion könne 
er eben jo wenig begreifen, wie Abg. v. V., denn derſelbe ſetze voraus, daß 
es für dieſen Fall kein Geſetz gebe. Das müſſe er beitreiten; es fehle nicht 
nicht an einem Geſetz ſondern es ſeien beſtehende Geſetze verletzt. Er em⸗ 
pfehle die vom Abg. Taddel aufgenommene Refolution der Comm.⸗Minorität. 
— Da die Angelegenheit einmal zur Cognition des Hauſes bei Gelegenheit 
der Budgetberathung gekommen ſei, jo ſei es Pflicht, das verfaſſungsmäßige 
Recht der preußiſchen Richter zu ſchüzen und den Juſtizminiſter zu mahnen, 
daß er nicht dieſes traurige Erbe feines Vorgängers antrete, ein Eibe, wel⸗ 
ches ihn das Vertrauen leicht verſcherzen laſſen könnte, daß er durch fein 
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5 Borgeben zur Ausfüllung von Lücken in den Geſetzen gewonnen 
e. rabo. 8 x 
Juſtizminiſter v. Bernuth: Die vorliegende Angelegenheit hat ihren Ab: 
jötu weit früher erhalten, als ich in die Geichäfte eingetreten bin. Meine 
uffaſſung der Sache und meine Stellung zu derſelben könnte ich in der Art 
andeuten, daß ich zur Herbeiführung ähnlicher Fälle nicht den geringſten 
Beiſtand leiſten würde (Bravo). Was gerade dieſen Fall betrifft, ſo muß 
ich die thatſächlichen Momente bezeichnen, wie ſie mir aus den Akten bekannt 
werden konnten. In dieſer Beziehung muß ich erwähnen, daß die Erthei⸗ 
lung des Urlaubs aktenmäßig von den Betheiligten er rn wor⸗ 
1 Hinzutreten eines hochgefeierten Mitgliedes dieſes Hauſes 
vermittelt worden iſt. Es iſt dieſer Urlaub zu wiſſenſchaftlichen Zwecken und 
Forſchungen ertheilt, mit Zurücklaſſung eines entſprechenden Betrages für 
die Vertretung. Es iſt ſchon geltend gemacht, daß in Bezug auf die Ge⸗ 
ſchäfts⸗Verwendung bei dem 8 Bedenken ſich nicht erheben laſſen 
und daß ein Bedürfniß zum legislativen Einſchreiten nicht vorliegt. Es han⸗ 
delt ſich um Urlaub oder Erlaubniß, und eine Definition würde ſich darüber 
in SS nicht faſſen laſſen. Ich kann Ihnen vom Standpunkte der 5997 nur 
empfehlen, ſowohl den Comm.⸗Antrag, wie den Antrag Taddel abzulehnen 
und ſich der Beſorgniß nicht hinzugeben, daß aus der Fortdauer dieſes Ver⸗ 
5a Uebelſtände entſtehen könnten. 

Ref. Ottow rechtfertigt unter großer Unruhe des Hauſes den Comm.: 
Antrag: Das anormale Verhältniß des vorliegenden Falles ſei nicht regle⸗ 
mentsmäßig und geſetzlich, ſondern durch Miniſterialreſcript herbeigeführt, 
deshalb ein Eingreifen der Landesvertretung gerechtfertigt. Wenn die Comm. 
A hätte, daß der vom 57 Taddel aufgenommene Antrag eine ſolche 

er finden würde, ſo hätte die Comm. wahrſcheinlich dieſen geſtellt. 
— Bei der Abſtimmung fällt der Taddelſche Antrag mit ſchwacher Majori⸗ 
tät; für den Comm.⸗Antrag erhebt ſich Niemand (anhaltende Heiterkeit). 

Abg. v. Ammon bringt das Mißverhältniß in der Beſoldung der höhe: 
ren Juſtizbeamten und Verwaltungsbeamten zur Sprache. 

Juſtizminiſter v. Bernuth: Die Regelung der Sache werde vorbereitet 
und werde ſchon nächſtes Jahr eine Vorlage über Verwendung von 225,000 
Thaler zur Verbeſſerung der Beamten⸗Beſoldungen erfolgen. Was die Be⸗ 
ſoldung der Ober andesgerichts⸗Senatspräſidenten und Oberprokuratoren be⸗ 
treffe, ſo werde auch hier eine Verbeſſerung vorbereitet, ſei aber für nächſtes 
Jahr 9 nicht möglich. — 5 
Abg. Reichenſperger: Schon beim Etat des Finanzminiſteriums fei 
monirt worden, daß Penſionen nicht aus dem Penſionsfonds genommen 
würden, ſondern aus dem Gehalt des nachfolgenden Beamten, während die⸗ 
fer ſelbſt nur diätarifch beſoldet worden ſei. Er möchte auch dieſen Punkt 
dem Juſtizminiſter zur Beachtung empfehlen; es exiſtirten mehr als 150 
Aſſeſſoren, die in dieſer Weiſe diätariſche Stellen inne hätten. Wenn man 

age, der Fonds fehle, ſo treffe für die Rheinprovinz dieſer Einwand nicht zu. 

mtliche Rechnungen von 1854 bis 1858 wieſen bedeutende Ueberſchüſſe an 
— He Ausgaben nach. Es fei ein Recht der Billigkeit, aber auch im 

nterejje des Rechts, daß alle Richterſtellen etatsmäßig und mit Beleihung 
des vo ren Gehalts beſetzt ſeien; es ſei dies nicht blos im Intereſſe 
der Perſon, ſondern auch im Intereſſe der Sache. 

Juſtizminiſter v. Bernuth: Es ſeien ſehr wichtige Dinge, die der Vor⸗ 
redner berührt; er halte es für eine wichtige und hohe Pflicht, daß die Rich⸗ 
ter auch ein angemeſſenes Gehalt erhalten, wie es ihre große verantwort⸗ 
liche und mühevolle Stellung verdient, Es ſei ſein lebhafter Wunſch und 
Bestreben, das gegenwärtige Verhältniß in Betreff der Penſionen aufhören 
zu laſſen; er möchte nur wünſchen, daß ihm auch der Finanzminiſter darin 
or kommen könnte. 4 
Abg. v. Berg möchte die Aufmerkſamkeit des Juſtizminiſters auch auf 
die gedrückte Lage der Subalternbeamten in der Rheinprovinz lenken. 

bg. e Auch in den altländiſchen Provinzen ſei die Lage 
der tier ichen Beamten äußerſt drückend; das Remunerationswejen bei 
den Richtern müſſe aufhören; man ſolle doch bedenken, wie groß die Ver⸗ 
antwortung und Arbeitslaſt der Richter ſei; wenn man viele Millionen für 
andere Bedürfniſſe übrig habe, jo ſolle man doch auch eine halbe Million für 
dieſes fo dringende aufbringen können. R 

Abg. v. Pilaski empfiehlt die Lage der Dolmetſcher der Beachtung des 
Juſtizminiſters, der ſchon im diesjährigen Etat 2000 Thlr. mehr für fie aus: 
geſetzt habe: es ſei nothwendig, wiſſenſchaftliche Männer dazu heranzuziehen. 

uſtizminiſter bedauert unter anderem, daß jo wenig gebildete Män⸗ 
ch dieſem Stande widmen. 
ei der Angelegenheit der Verwendung der Baugelder für das hieſige 
Stadt⸗Gericht aus deſſen General⸗Depoſitorium beantragt die Commiſſion, 
die Erwartung auf Ueberleitung der Angelegenheit „in einen verfaſſungs⸗ 
1 0 Zuſtand“ auszuſprechen. 2 
Abg. v. Vincke beantragt den Zuſatz: verfaſſungsmäßigen „und den 


d 2290 en Rechten der Depoſital⸗Intereſſenten entſprechenden“ Zuſtand. 


wie das in Rede ſtehende, für unglaublich gehalten haben. Daß 
treter des e in der 
eit entſchu 


auch nicht billige. 
anders bezeichnen 


„v. Hoverbeck und Genoſſen beantragen einen Zuſatz, wonach die 
fernere Verwendung der durch den Fiskus zur Amortiſation gesahlien Ber 
träge zu verhindern und die bereits verwendeten Zinſen den Depoſital⸗In⸗ 
tereſſenten zu erſtatten ſind, welchen dieſelben bisher entzogen worden ſeien. 

Abg. v. Vin cke motivirt in wenig Worten fein Amendement, welches die 
Depoſital⸗Intereſſenten in ihren Rechten ſchützen und ihnen den Genuß der 
Überſchießenden 2 pCt. nicht entziehen will. Sein Amendement berühre aber 
nicht die Vergangenheit, ſondern die Zukunft; er wolle nur einer Wiederho⸗ 
lung ähnlicher Fälle vorbeugen, und nicht eine Reſtituirung an das Depo⸗ 
ſitorium, an welcher dann doch höͤchſt wahrſcheinlich unberechtigte Perſonen 
Theil nehmen würden. 

Juſtizminiſter v. Bernuth: Auch dieſe Angelegenheit iſt eine ſolche, 
welche von längeren 5 — her datirt, und man hat ſich in dieſem Falle 
wohl eine ganz ähnliche Angelegenheit in den dreißiger Jahren zum Vor⸗ 
bild genommen, um einer dringlichen Verlegenheit abzuhelfen. Ich will nicht 
auf die in dem Commiſſionsbericht niedergelegten Bedenken eingehen, will 
denſelben auch in keiner Weiſe entgegentreten; ich fühle aber die Aufforde⸗ 
rung ſelbſt. dem beregten Verhältniß eine Regelung zu geben, und werde 
mit allen Kräften dahin ſtreben, der Sache den Gang anzuweiſen, den ſie 
beſſer von Anfang an genommen hätte. Was den Zinſenpunkt anbelangt, 
der zu den beiden Amendements Anlaß gegeben, ſo kann derſelbe einer ver⸗ 
— a flaflung unterliegen; es ſind in den ausgefertigten Obligationen 
4 pCt. Zinſen und außerdem 2 pCt. behufs der Amorkiſation ſtipulirt; 
es erſcheint alſo fraglich, ob das Depoſitorlum, welches nur die Verpflich⸗ 
tung hat, Depoſitalgelder bei der Bank mit 2½ pCt. zu hinterlegen, in dies 


ſem Jalle verpflichtet iſt, den Intereſſenten höhere, als dieſe geſetzlich vor⸗ 


nn Zinſen zu gewähren. Ich bitte demnach, dieſe beiden Amen: 
ments abzulehnen. 5 
Abg. v. Hoverbeck: Vor einem Jahre würde er ein ſolches . 
er Ver⸗ 
3 1 ommiſſion die Sache mit der Nothwendig⸗ 
digt habe, ſei ihm ganz unbegreiflich. Wenn ein Armer, der aus 
Noth geſtohlen habe, ſich damit entſchuldige, jo verſtehe er das, wenn er es 
Hier aber handle es ſich um ein Verfahren, das er nicht 
könne, als ein gemeinſchaftliches Attentat des vorigen J 
site 


ſtizminiſters und des Richterſtandes gegen die Intereſſen der Depoſital 


länger hinausgeſchoben werde. 


tereſſenten. - 

räſident: Der Redner hätte einen anderen Ausdruck wählen ſollen, 
ae Ausdruck werde wohl keinen Anſpruch darauf haben, parlamen⸗ 

zu ſein. - 2: FEN 

bp. v. Hoverbeck: Er bitte um Entſchuldigung, allein die Angelegen⸗ 
heit jei fo außer der Ordnung, daß es ſich auch wohl erkläre, wenn "in 
Ausdruck nicht in der Ordnung ſei. Er wolle nur hoffen, daß das hieſige 
Stadtgericht ſich durch die Provokation des Juſtizminſters habe hinreißen 
laſſen. Der Juſtizminiſter habe damals auch dem Kreisgerichte zu Bromber 
einen ähnlichen Vorſchlag gemacht, allein das Gericht habe geantwortet, da 
es in keiner Weiſe einer eee Handlung zujlimmen werde. 
Der Juſtizminiſter habe darauf ſeinen Antrag zurückgenommen. Den jetzi⸗ 
gen Juſtizminiſter halte er zu einer ſolchen Handlungsweiſe für unfähig, be⸗ 
daure aber, daß derſelbe ein Verfahren in Schutz genommen, deſſen er ſich 
nimmermehr ſchuldig gemacht haben würde. N 

uſtizminiſter von Bernuth: Der Redner habe das Verfahren des 
Stadtgerichts ſeiner Erörterung unterzogen; er halte es für ſeine Pflicht, in 
der Beziehung in Schuß zu nehmen, daß die Integrität deſſelben in keiner 
Weiſe in Frage komme. (Bravo rechts.) 

Abg. Klotz: Die Er Angelegenheit ftellte ſich ihm dar wie die Con- 

trabirung einer Staatsſchuld auf Grund eines verfaſſungswidrigen Verfah⸗ 


rens. Das Verfahren widerſpreche ausdrücklich dem Art. 99 der Verf.⸗Urk., 


2 are Ausgaben und Einnahmen auf den Etat gebracht werden follen. 
e 


dürfniß ſei unzweifelhaft vorhanden geweſen; nach feiner Meinun 

aber hätte 0 darüber entſcheiden müſſen. Millionen wi 
zu andern Zwecken verwendet und namentlich ſeien von den für die Militair⸗ 
erwaltung bewilligten Summen über 3 Millionen nicht verwendet worden. 
Wäre der Wunſch nach einem Geſetze für die Ober⸗Rechnungskammer bereits 
erfüllt, ſo ware ein ſolches Verfahren unmöglich geweſen und es hätte dem 
Auge der Landesvertretung nicht ſo lange entzogen werden können. Er 
wuͤnſche deßhalb, daß die Vorlage eines Ober⸗Rechnungskammer⸗Geſetzes nicht 
Der Juſtizminiſter habe ja erllärt, daß Jedem 
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ſein Recht werden folle und er habe er das Vertrauen, daß auch den 
Depoſital⸗Intereſſenten ihr Recht für die Vergangenheit und Zukunft werde. 
Er empfehle deshalb die Annahme des Commiſſions⸗Antrages. £ 2 
Abg. Rohden: Die Rechte der Depoſital⸗Intereſſenten ſeien nicht ver⸗ 
letzt, wenigſtens nicht ſoweit, als die geſetzlichen Rechte derſelben in Betracht 
kämen, und deshalb wünſche er Ablehnun der Amendements. Nach den 
Vorſchriften der Depoſitalordnung ſei der Zinsfuß für Gelder 2½ %, und 
der Staat, der durch die Bank dieſe Zinſen hätte Da müſſen, hätte ven: 
ſelben Betrag auch hier gezahlt, es liege alſo keine Benachtheiligung vor. 

Abg. Immermann: Er wolle gar nicht auf die von dem Abg., v. Ho⸗ 
verbeck berührte Verfaſſungsſeite der Frage eingehen, ſondern nur die Rechte 
der Wah een ins Auge faſſen. Mit Befremden habe er ge 
hört, daß der Juſtizminiſter die Rechtsverletzung für zweifelhaft und der Abg. 
Rohden dieſelbe gar für nicht beſtehend angenommen hätte. Nach den kla⸗ 
ren geſetzlichen Beſtimmungen müſſen Depoſitalgelder zu den möglichſt hohen 
Zinſen ausgeliehen und nur im Nothfall an die Bank gegeben werden, deren 
Zinsfuß 2, 2½, und 3 % betrage. Es lägen hier nun zwei Fälle vor. Ent⸗ 
weder ſeien in der Hypothek 44 % ſtipulirt und die 1 hätten 
nur 2% % erhalten, — nun, dann gäbe es für ein ſolches ungeſetzliches 
Verfahren keinen Ausdruck; wir hätten dann das Beiſpiel, daß ein Schuld⸗ 
ner durch Zurückbehaltung der ihm obliegenden Zinſen ſeine eigene Schuld 
amortiſirt. Im zweiten Fal wären aber nur 2% Zinſen ausgeſetzt und 
auch in dieſem Falle könnte man dieſes Verfahren mit keinem andern Aus⸗ 
drucke als illegal bezeichnen. Der Redner verlieſt einige Beſtimmungen der 
Depoſitalordnung, welche für ſolche Fälle Geldſtrafen und Amtsentſetzun 
androhe, ohne damit gerade den a getretenen Miniſter Simons direkt 
bezeichnen zu wollen, und empfiehlt ſchließlich die Annahme des Vinckeſchen 
Amendements gegen den zu ſcharfen Antrag von Hoverbeck. 

Nach einer Erläuterung des Abg. v. Vincke zu ſeinem Amendement, 
welche Abg. v. a dahin verſteht, daß daſſelbe auch pro praeterito 
gelte, ſofern ſich nur die Depoſital⸗Intereſſenten ermitteln 2 — zieht letz⸗ 
terer ſein Amendement zu Gunſten des Vinckeſchen zurück. 1 

Abg. Rohden: Die von Herrn Immermann angezogenen Vorſchriften 
bezögen ſich auf die Ansleihung von Pupillengeldern; und es exiſtire nur 
in Berlin ein Pupillen⸗ und Generaldepoſitorium. . : 

Abg. Duncker (Berlin): Der Verwalter müſſe die deponirten Gelder 


möglichſt nutzbar anlegen, und wenn die Depoſital⸗Ordnung geſtatte, daß 


die Gelder zu 2 oder 2½ % verliehen werden, fo ſei damit nicht geſagt, 
daß der Verwalter fie dazu weggeben müſſe, wenn er höhere Zinſen erlan⸗ 
—.— Es bedürfe keiner juriſtiſchen Auseinanderſetzungen, um das zu 
verſtehen. 

Nach einigen, durch die Ungeduld der Verſammlung unterbrochenen Be⸗ 
merkungen der Abgg. Strohn und Immermann wird die Diskuſſion ge⸗ 
ſchloſſen. Die Reſolution der Commiſſion wird mit dem Vinckeſchen Amen⸗ 
dement faſt einſtimmig angenommen. 

Damit ſchließt die Sitzung um 2% Uhr. Nächſte Sitzung morgen 
10 Uhr. Tagesordnung: Städteordnung, Peti tionsbericht der Unterrichts⸗ 
Commiſſion in Sachen des Schulgeſetzes. 


Stettin, 15. Mai. Laut heute eingegangenen Telegrammen iſt der 
Schraubendampfer Alexander II., Capitän Bleckert, am 9. Mai bei Som⸗ 
meroe vom Eiſe zerdrückt und geſunken. Sowohl die Mannſchaft 
als die 119 Paſſagiere find ſämmtlich gerettet, und durch einen von Cron⸗ 
ſtadt nach Sommeroe geſandten Dampfer ſind die Paſſagiere nebſt 4 Heizern 
bereits in Petersburg eingetroffen. Capitän und Mannſchaft find nach Frie⸗ 
drichshamn gegangen. —, Auf die Ladung ſind hier ca. 67,000 Thlr. verſi⸗ 
chert, bei welchem Betrage die hieſigen vier Aſſecuranz⸗Geſellſchaften mit 
22,500 Thlr. betheiligt ſind. Das Uebrige fällt auf die hier vertretenen frem⸗ 
den Geſellſchaften, und außerdem auf die Providentia in Frankfurt a. M. 
15,000 Thlr., und nach Hamburg 20,000 Thlr. Das Schiff iſt in Hamburg 
und England gedeckt. (Oſtſ.⸗Z.) 
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Ruß lan d. 


b. Warſchau, 14. Mai. [Beraubung. — Laternenge— 
bot. — Revolte in der Schule. — Beerdigung.] Die geſtri— 
gen Blätter enthalten wiederum einen octroyirten Artikel, diesmal ein 
Auszug aus einem guten Rath der „Independ. belge“ an die Polen. 
Der Schluß, worin das Blatt der Unparteilichkeit halber, ſowohl die 
Anklagen der Polen gegen die Uebergriffe der Militärgewalt, als auch 
die Vertheidigung der Ruſſen aufzunehmen verſpricht, wird wahrſchein⸗ 
lich viele Federn in Bewegung ſetzen. Da in dieſem erwähnten Arti- 
kel auch die Nachrichten der breslauer Blätter als übertrieben verdäch⸗ 
tigt werden, hält Ihr Correſpondent es für ſeine Pflicht, mit noch 
größerer Vorſicht als bisher die Thatſachen zuvor zu prüfen, die er 
Ihnen mittheilt. 5 | 

Der Behauptung unſerer „Polizeizeitung“ gegenüber, daß an den 
Gefangenen oder Getödteten vom 8. April keinerlei Beraubung 
verübt worden iſt, melde ich Ihnen heute folgende wohl verbürgte 
Thatſache, die aber unſer kleiner „Moniteur“ wiederum rundweg ab— 
leugnen wird. Vorgeſtern brachte ein Soldat zum Uhrmacher 
Pulawski eine Uhr zum Verkauf, welche er ſofort als Fabri⸗ 
kat feiner Commiſſions-Fabrik von Czapek und Co. in Genf er⸗ 
kennt. Die Einſicht in's Buch ergiebt, daß ein Commis des Kauf⸗ 
manns Jerzmanowski fie von P. gekauft hat. Da dieſer Commis 
jedoch zu den Gefangenen vom 8. April gehört und noch in Modlin 
ſitzt, fo ſchöpfte Uhrmacher P. Verdacht und ſchickte zu Jerzmanowski. 
Der Soldat aber roch Lunte und lief davon. Da er feine Photo: 
graphie nicht zurückgelaſſen hat, ſo dürfte es wohl ſchwer halten, ihn 
aus den 50: bis 60,000 Collegen herauszufinden. 

Das Laternengebot hat endlich ſeit geſtern aufgehört, und wenn 
Louis Napoleon auch nichts dazu beigetragen hat, ſo verdanken wir 
dennoch dieſe Conceſſion 8 Franzoſen, welche vorgeſtern Abend wegen 
Laternenloſigkeit eingefperrt wurden und darüber in der Wachtſtube 
einen Heidenſkandal erhoben. Als dem Fürften am andern Morgen 
dieſe franzöſiſche Revolte gemeldet wurde, ließ er das Laternenreglement 
ſofort der Vergeſſenheit preisgeben. 

Auch die Zurückziehung des Militärs von den öffentlichen Plätzen 
ſteht in den nächſten Tagen zu erwarten. Der neureſtaurirte Präſi⸗ 
dent Andrault hat, wie man ſagt, auf Verlangen des Fürſten eine 
Bitte an Letzteren um Zurückziehung des Militärs veranlaßt. Schon 
find ſieben Bürger unterſchrieben, ob noch mehrere dazu bereit ſich 
finden werden, iſt ſehr zweifelhaft. 

Schon wieder haben wir einen Ausbruch jugendlicher Leidenſchaft 
in den Schulen zu bedauern. Geſtern Vormittag haben, wie die amt⸗ 
liche Bekanntmachung lautet, Schüler des warſchauer Realgymnaſtums, 
meiſt aus den hoheren Klaſſen, Zimmerleute, welche mit Errichtung 
eines Gartenzaunes auf dem Schulhofe beſchaͤftigt waren, überfallen, 
ihnen die Aexte entriſſen, den größten Theil der Stacketen vernichtet, 
den vorbereiteten Kalk gelöfcht und die Haus wächter vertrieben. 


Alles dies geſchah angeblich deshalb, weil die Schüler ſich die Be: 
nutzung des Gartens nicht wollten beſchränken laſſen. Diesmal mußte 
die Sache leider dem Gericht übergeben werden. Ueber den Gang des 
Prozeſſes wacht der kgl. Prokurator beim Kriminalgericht des Guber⸗ 
niums Warſchau. 

Die Gefangenen in Modlin find größtentheild bereits feit mehr als 
14 Tagen freigeſprochen, ſitzen aber noch immer im Gefängniß, weil 
alle Dekrete und Protokolle erſt in's Ruſſiſche überſetzt und dem Für⸗ 
ſten vorgelegt werden müſſen. Auch dieſen Akt der Humanität, den ich 
Ihnen wiederum als ſtreng verbürgt mittheile, wird die Polizeizeitung 
leugnen. 

N. S. Geſtern wurde einer der am 8. April Verwundeten, Na⸗ 
mens Dunin, beerdigt. Es war das erſtemal, daß Leichen dieſer Ka⸗ 
tegorie am hellen Tage zu Grabe getragen wurden. Auch die militä⸗ 
riſchen Anordnungen waren kaum bemerklich, und als der Zug in der 
Dzika ankam, hoben junge Leute die Leiche vom Wagen, um ſie auf 


ihren Schultern zu tragen. Eine große Menge folgte ihnen bis zum 
Kirchhofe, doch iſt die Ordnung nicht im geringſten geſtört worden. 
So eben erfahre ich, daß die Schüler des Realgymnaſiums heute 
wieder ihren Unfug fortſetzten, indem ſie an dem zu errichtenden Zaune. 
anfgeftellten Polizeiſoldaten durch Steinwürfe verjagten und auch einen. 
berbeieilenden Offizier, wie man ſagt, ſchlugen. Das find die Folgen. 
jahrelanger Demoraliſation und deſpotiſcher Geiſtesknechtung, denen jetzt. 
durch die heißerſehnte Schulreorganiſation ein Ende gemacht wer 
den ſoll. 
— .... ̃] ꝶũuAͤiinng ʃiʃ“11i ʃI¹ä i.ñiI1¼ä¼¼n G; 


= Breslau, 16. Mai. Se. Excellenz der Wirkl. Geh. Rath; 
und Ober⸗Präſident der Provinz Schleſien, Herr Frhr. v. Schleinitz, 


iſt geſtern Nachmittag um 3 Uhr mit dem freiburger Zuge wieder hier⸗⸗ 


her zurückgekehrt. 
—— . —x 


Berliner Börse von 3, Mai 1861. 


Div.] Z. 


Fonds- und Geldeourse. 


1860| F. 
Freiw. Staats-Anleihe[41, 10 2½ bz. Oberschles. B. . 7743141091, G. 
Staats- Anl. von 1860, dito C. . 7% 15 122 ba. u. B. 
52, 64, 56, 66, 57 Ne bz. dns Baar K 
dito 1863 4 ort, d. dito Prior B. 3682 G. 
dito- 1859| 5 106 ¼ bz. dies Erie G. — 0% °@, 
Staats-Schuld-Sch. ... 3% 87%. bz. dito Prior B. 90%, G. 
Präm.-Anl. von 1858 3% 120%, ba. dito Prior E. — [31,179 8. 
Berliner Stadt-Obl. . |45,|102 6. dito Prior F..| — 4%, 97% ba 
Kur- u. Neumärk. . 3 4 92 G. Oppeln-Tarnow. 1 92 5 bz 
2 | dito dito 100% B. Prinz-W. (St. V.)? 4 1655 B. 
2 Pommerscho 31,189 G. Rheinische — | 4 83% bz 
3) dito neues 99% G. dito (St.) Pr, | — . — 
"3 Posensche . 410% bz dito Prior. — 486% @ 
ae 3% ½ 8 dito v. St.gar.| — 3½%%% 6 
dito neue 41 ＋ ba Rhein-Nahebahn — 4 122 ba. 
Schlesische 5 89% G Ruhrort-Crefeld. | 39418 17a G. 
2 [Kur- u. Neumärk. | 4 |98%, bz Starg.-Posener .. | 31413 62 6. 
3 Pommersche 97% ba Tann 64% 4/01 ba 
E Posensche . 494% bz Wilhelms-Bahn „| — | 4 |34 52. 
3 Preussische ...... 4 |97%, bz dito Prior. — | 4 194% B 
5 | Westf. u. Rhein... 4 [96% bz dito III. Em. | — My - — — 
Sächsische 98½ 6. dito Prior St. — 15 14% ba. 
(Schlesische 407% bz dito dito — 8 794 ba. 
Louisd or 109% bz 
Goldkronen .. . . 9. 5%, G 


Preuss. und ausl. Bank-Ketien, 
Di 


Ausländische Fonds, 1860 > 
Oesterr. Metall. . . . . J 5 44% 450 4 491 bz. Berl. K.-Verein.| 5 | 4 14, G. 
dito der Pr.-Anl. | 4 65 4 66 bz. Berl.-Hand.-Ges. | 54, A |80 G. 
dito neue 100-i.-L.| — |56 etw. bz. Berl. W.-Cred. G.“ — |5 I — — 
dito Nat.-Anleihe. | 5 16849,4573%, bz. u. G. Braunschw.Bank | 4 | 4 681%, bz. 
dito Bankn. n. Whr. — |72%, bz. Bremer ® 5 4 98½ G. 
Buss.-engl. Anleihe . 5 102 ½ B Coburg. Credit-A.| — | 4 |48 G. 
dito 5. Anleihe...| 5 |87%, G Darmst. Zettel-B.| 7% 4 |95 B. (excl. D 
dito poln. Sch.-Obl.] 4 |80 bz Darmst.Credb.-A.| 4 | A 173%, be: P 
Poln. Pfandbriefe ...| 4 |- — — Dess. Creditb.-A.| 0 | A 1904 4332 .bn; u. G. 
dito III. Em. .....| 4 854, B. Disc.-Cm.-Anthl. | 6% 4 587 bz. 
Poln. Obl. 4 500 Fl. 4 [92 'bz. | Gent Creditb.-A.| 0 4 [26% etw. ba.(ex.Dıy 
dito & 300 Fl. . 5 |98Y, ba Geraer Bank ...| 4 | 4 69 G. 
dito à 200 Fl. . — 23 8. Hamb. Nrd. Bank] 4 486 G. 
Poln. Banknoten . 86% bz. „ Ver. „ 4 4100 B. 
Kurhess. 40 Thlr. — 2 etw. bz Hannov; „ 2 44 92 G. 
Baden 35 Fl.. ; Leipziger „ 3 402½ @. (exel. P.) 
Luxembrg: * — | 4 |82 B. (excl. D.) 
Actien-Course, Magd. Priv. „ | 3%) 4 179 8. 
[Piv.| 2. Mein.-Oreditb.-A., 5 | 4 [71 B. 

* 1800; K. Minerva-Bwg.-A. - 5 18 G. * 
Aach.-Düsseld...| 3 ½ 314176 4 76½ bz. Oester. Crätb.-A.| — | 5 [63% 463 ba. u. B. 
Aach,-Mastricht. | — | 4 20 % ba Pos. Prov.-Bank 5) 4 82 14 
Amst.-Retterdam| 5 | 4 80%, baz. u. G Preuss. B.- Anthl 5 E 2 
Berg.-Märkische 57 4 2. Schl. Bank-Ver. 81 bs. 
Berlin-Anhalter .| 6½ 4 124%, & 123%, ba. || Thüringer Bank | 214) 4 4 P. 
Berlin-Hamburg. | 6%] 4 155 bz. Weimar. Bank. 4 | 4 73 bz. etw. u. G. 
Berl.-Potsd.-Mga. | 9 | A 139 bz. I ˙ 
Berlin-Stettiner .| 644] 4 |1165% ba. Weohsel-Course. 
Breslau-Freibrg. | 5%] 4 10174 bz. Amsterdam k. 8.1142 ba. 
Cöln-Mindener 10% 3441001, 4150 ba.u.G.|| dito »24..2.0.: 2 M144 % b 
Franz. St.-Eisenb. — 1515 bz. u. G. Hamburg. Ik. 8.160% bz. 
Ludw.-Bexbach. 94134 ba. dito + [2 M. 14% ba. 
Magd.-Halberst. 18% 4 225 bz. u. G London . . 3 M. JG. 10% ba 
Mag d.-Wittenbrg.] 2 | 4 10% in 2 M. 19 %½ 52. 
Mainz-Ludw. A. 5% 4 0 2½ à 105 ba. Wien österr. Währ. q T. 71% ba. 
Mecklenburger 2½ 4 47 4 dito 2 M.71%% ba 
Münster-Hammer| 4 93 Augsburg . [2 M.|56, 20 8 
Neisse-Brieger ..| 2} | 4 [48% U 2 T. 

Niederschles, ...| 4 406% bz. dito 2 M00 K, bz 
N.-Schl.-Zweigb. | 4 — —— Frankfu 2 M6. 
Nordb. (Fr.-W.) I | 4 [451% à 46 bz. u. B. Petersburg 3 W. 95 ½ ba. 
dito Prior. . — 4½ 01 6. Warschau 8 T. 56 ½ G. 
Operschles. A. . 73 ½ 22 bs. u. B. Bremen 8 T. 109% bz. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen Nachrichten 
aris, 15. Mai, Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. eröffnete zu 69, 75, fiel 
auf 69, 50 und ſchloß hierzu in matter Haltung. Schluß⸗Courſe: Apız. 
Rente 69, 50. 4, prz. Rente 96, 30, Z3prz. Spanier 48%, Iproz. Spanier 
12. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 508. Credit⸗ 
mobilier⸗Aktien 710. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien —. Oeſterr. Credit⸗Altien —. 
London, 15. Mai, Nachm. 3 Uhr. Börſe flau. Conſols 91% proz. 
Pain =. 9 Merttaner 22%. Sardinier 80%. Sproz. Ruſſen 102. 
proz. Ruſſen 91. 

Wien, 15. Mai, Mittags 12 Uhr 30 Min. Mattere Stimmung. Sproz. 
Metall. 69, 70. 4½ proz. Metall. 60, —. Bank⸗Aktien 785. Nordbahn 
206, 20. 1854er Looſe 90, 50. National⸗Anlehen 80, 40. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 283, —. Creditaktien 176, 80. London 139, 50. Hamburg 
105, 40. Paris 55, 50. Gold —, —. Silber —, —. Eliſabetbahn 178, — 
Lomb. Eiſenbahn 200, —. Neue Looſe 116, 50. 1860er Looſe 85, —. 

rankfurt a. M., 15. Mai, Nachmitt. 2 Uhr 30 Min. Oeſter⸗ 
reichiſche Fonds und Altien in Folge auswärtiger niedrigerer Notirun⸗ 
en merklich billiger 1 Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗ 
Bexbach 133. Wiener Wechſel 847. Darmſt. Bankaktien 18544, Darm. 
Zettelbank 23144. Sprz. Metall. 48%. 4½ prz. Metall. 43%. 1854er Looſe 
63. Oeſterr. National⸗Anleihe 554. Oeſterr. Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 
234. Oeſterr. Bank⸗Antheile 675. Oeſterr. Eredil⸗Aktien 147. Neueſte 
öſterr. Anleihe 6314, 74108 Eliſabetbahn 1257. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 23. 


Mainz⸗Ludwigsh. Litt. A. 4. . 
Hamburg, 15. Mai Nachm. 2 Uhr 30 Min. Die Börfe eröffnete flau 
und wurde am Schluſſe feſter. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 57. 


Deſterr. Credit⸗Aktien 62%. Vereinsbank 100%. Norddeutſche Bank 87%. 


Diskonto — Wien —. 

Hamburg, 15. Mai. e und Weizen loco jehr feſt. 
Roggen loco matt, ab Oſtſee unverändert und ſtille. Oel pr. Mal 24%, 
pr. Oktober 25%. Kaffee 3000 Sack Santos ſchwimmend 6%, 2000 Sack 
Laguayra 6.7. Zink 2000 Ctr. Juni 11%, 1000 Ctr. Juli⸗Aug. 11%. 

Liverpool, 15. Mai. [Baumwolle.] 4000 Ballen Umſatz. 
Preiſe ungefähr 4 niedriger als am vergangenen Freitage. 


i Breslau, 16. Mai. Wind: Nord. Wetter: bei klarem Himmel 
Thermometer Früh 5° Warme. Barometer 27“ 104% Der Waſſerſtand 
der Oder iſt 2 Zoll gefallen. Bei nicht umfangreichen Angeboten fanden 
in allen Getreidegattungen nur beſchränkte Umſatze ſtat. 

Weizen nur in feiner Waare beachtet, pr. Sapfd. weißer 78—92 Sgr., 
gelber 7589 Sgr. Roggen ſchleppendes Geſchäft, pr. Sapfd. 61.— 
64 Sgr., feinſten 65—66 Sgr. — Gerſte ſchwach gefragt, pr. 70pfd. weiße 
50—55 Sgr.; gelbe 44-50 Sgr. — Hafer feit, pr. 50pfd. ſchleſiſcher 32 
—35 Sgr., boten er 3031 Sgr. — Erbſen mehr beachtet. — Widen 


wach angeboten. — Mais ohne Offerten. — Delſaaten ohne Handel 

Kein mangelnder Angebote. — Schlaglein ſeſt. i 
Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 

Weißer Weizen 70—85—92 Wi cken 40—45— 48 
Gelber Weizen 70—83—89 Mais.. 56—58— 60 
Sede r 58—61—65 Schlagleinſaat . 70-80 — 93 
Weite 44—50—54 Winterraps — 
Faf et“! ORREE 29—31—34 Winterrübſen — — 
Erbfſen Ua... 50—55—64 Sommerrübjen. — 


sleeianten befhränttes Hegg Srile mil nominel, rt 10157 
| 


Thlr,, weiße 9—18 Thlr. — Kartoffeln pr, Sad & 150 Pfd. 23-36 Sgt. 
pr. Metze 14— 2% Sgr. F 
Vor der Börſe. 


Rohes Rüböͤl unverändert, loco pr. Ctr. 11% Thlr. Br., desgl. Mais 
Jau Herbſt 12 Thlr. Br. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles 
un 1 Ahle, Mai⸗Juni 18% Thlr., Juni⸗Juli 18% Thlr., Alles eher 

r. als Geld. 5 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


